
Zusätzliche Fotos und Videos finden Sie auf

www.krzbb.de
Das Nachrichtenportal für den Kreis Böblingen.

Corona im Kreis BöblingenBöblingen

Aktuell Infizierte: 349 (zuvor 341)
7-Tages-Inzidenz je 100 000 Einwohner:
109,47 (zuvor 102,59)
Todesfälle: 88 (zuvor 85)
Fälle gesamt: 6210 (zuvor 6157)
(Quelle: Landratsamt; Stand 2.12.2020.
Angaben ohne Gewähr.)

LokaljournalLokaljournal

Tierärzte müssen gehen
Das Landratsamt hat weitere Konse-
quenzen aus den Tierquälereien im
Gärtringer Schlachthof gezogen: Nach
der Sichtung von Videos trennt sich
die Behörde von den beiden verant-
wortlichen Amtstierärzten sowie
deren Assistenten. (Seite 13)

Demo in Dagersheim
Rund 50 Anwohnerinnen und Anwoh-
ner der Berggasse haben gegen die
Nachverdichtungs-Pläne eines Böblin-
ger Investors demonstriert. Erst müsse
ein Parkraumkonzept her, dann „maß-
voll“ nachverdichtet werden, forderte
Redner Uwe Zehr. (Seite 16)

Schokolade in Papier
Ritter Sport bringt eine in Papier ver-
packte Schokolade auf den Markt.
Den Prototyp gibt es aber vorerst nur
in limitierter Auflage in Österreich.
(Seite 17)

Urbanes Wohnquartier
Auf dem Aischbach-Areal in Herren-
berg soll ein kleinteiliges, urbanes
Wohnquartier entstehen. (Seite 18)

Lokalsport

Fußball und Feuerwerk
Fußballerin Ivana Fuso aus Böblingen
spielt inzwischen zwar bei Manchester
United, im KRZ-Sportventskalender
erzählt sie jedoch, wie in Brasilien,
dem Heimatland ihrer Mutter, Weih-, Weih-, W
nachten gefeiert wird. (Seite 27)

Große Ehre
Der Sindelfinger Leichtathlet Paul
Specht wurde als bester Nachwuchs-
läufer ausgezeichnet. (Seite 27)

Kleiner Umbruch
Zum Stichtag gab es in der Tischten-
nisszene nicht wirklich viele Wechsel.e Wechsel.e W
Die meisten davon betreffen den VfL
Sindelfingen. (Seite 28)

Kindernachrichten Seite 14

Fernsehprogramm Seite 21

Familien/Trauer Seite 22

Börse Seite 12

Notdienste/Wetter Seite 20
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sätzlich zum Beitrag für die gesetzliche Ren-
te Geld auf ein „Vorsorgekonto“ einzahlen 
können, das am Kapitalmarkt angelegt wird.  
Ein  Teil der jährlich erwirtschafteten Erträ-
ge  soll in einen kollektiven Reservetopf flie-
ßen, um etwaige Verluste auszugleichen. Ein 
solcher Mechanismus schmälert freilich die 
Renditechancen, weshalb andere Vorschläge 
für ein Standard-Altersvorsorgeprodukt 
auf einen Risikoausgleich verzichten.

Die Deutsche Aktuarvereinigung (DAV) 
empfiehlt, die Garantiezinsen auf Lebens-
versicherungen zum 1. Januar 2022 von 0,9 
auf 0,25 Prozent zu senken.  Zudem sollten 
Versicherungsgesellschaften von der Pflicht 
entbunden werden, bei Riester-Verträgen 
und in der betrieblichen Altersvorsorge 
mindestens den Erhalt aller angesparten 
Beiträge bis zum Renteneintritt zu garantie-
ren.  Die Zinsen am Kapitalmarkt seien in 
der Corona-Krise noch einmal um 0,2 bis 0,5 
Prozentpunkte gesunken, sagte DAV-Vor-
stand Guido Bader, im Hauptberuf Vorstand 
der Stuttgarter Lebensversicherung.

Eine Mehrheit (68 Prozent) der vom Insti-
tut für Demoskopie Allensbach befragten 
Baden-Württemberger, die täglich oder  
mehrfach in der Woche mit dem Auto unter-
wegs sind, sieht in Bus und Bahn „keine 
ernsthafte Alternative“ und schließt einen 
Umstieg aus. Auch bei  E-Autos fehlt noch 
Akzeptanz. In der Reihe der drängendsten 
Probleme  werden zuerst die hohen Preise für 
den Nahverkehr in Bussen und Bahnen ge-
nannt (52 Prozent), gefolgt von: zu viele 
Staus (50), schlechter  Zustand der Straßen  
(45) und zu wenig Parkplätze in  Innenstäd-
ten (43). Erst an zehnter Stelle wird der 
„schlechte Zustand des Schienennetzes“ ge-
nannt (17 Prozent).   Großstädter nehmen die 
Ticketpreise für Busse und Bahnen sowie 
Staus als Problem wahr, „Bewohner ländli-
cher Regionen ärgern sich überproportional 
oft über schlechte Verkehrsanbindungen“.

Auffällig ist, dass Lieblingsthemen des 
grünen Landesverkehrsministers Winfried 
Hermann  bei den Bürgern kaum eine Rolle 
spielen: Einen Mangel an Radwegen stellt  je-
der Vierte fest,   Car-Sharing-Angebote fehlen 
jedem Zehnten. Allerdings lehnen nur noch  
34 Prozent Tempolimits auf Autobahnen 
strikt ab.

b Kommentar

STUTTGART. Die nächste Runde des BaWü-
Checks der baden-württembergischen Ta-
geszeitungen zeigt: Eine Mehrheit der Be-
fragten (64 Prozent) ist  der Ansicht, dass im 
Südwesten in den letzten Jahren zu wenig in 
die Verkehrsinfrastruktur investiert worden 
sei. Damit ist der Anteil der mit dem Zustand 
von Straßen, Brücken und anderen Ver-
kehrsbauwerken  Zufriedenen  im Vergleich 
zu 2015 erheblich gesunken. 

In der repräsentativen Umfrage war die 
Einstellung der Bürger zu verkehrspoliti-
schen Herausforderungen in Zeiten des Kli-
mawandels abgefragt worden  – gerade vor 
dem Hintergrund, dass die Landesregierung 
seit 2011  von den Grünen geführt wird. 

Was die künftige Verkehrspolitik anbe-
langt, ist das Meinungsbild gespalten: Eine  
Mehrheit von 56 Prozent findet, der Ausbau 
müsse im Straßennetz und im Öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV)  „gleicherma-
ßen“ erfolgen, 23 Prozent sind für  mehr Bus-
se und Bahnen und 17 Prozent für den Stra-
ßenbau.  Bei jüngeren Leuten zwischen 18 bis 
29 überwiegen die ÖPNV-Anhänger (43 Pro-
zent) gegenüber den Freunden des   Straßen-
baus. 

Für die meisten sind Bus 
und Bahn keine Alternative 
Teure Tickets, Staus, schlechte Straßen, zu wenig Parkplätze: Bei einer Umfrage der Tageszeitungen 
in Baden-Württemberg findet  eine Mehrheit, es wird zu wenig ins Verkehrsnetz investiert.

Von Christoph Link

Prozent
der Befragten halten  Stuttgart 21 für 

richtig. Bei der Volksabstimmung vor 
neun Jahren in Baden-Württemberg 

stimmten fast 59 Prozent für das 
Milliardenprojekt der Bahn.
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Prozent
der Befragten kennen Landesver-
kehrsminister Winfried Hermann 

(Grüne)  nicht. Von denjenigen, die 
ihn kennen, haben zwölf Prozent 

eine „gute Meinung“ von ihm. 
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Altersvorsorge: Land 
fordert Zusatzrente
Lebensversicherer wollen Garantiezins ab 2022 drastisch senken.

STUTTGART/FRANKFURT. Die Landesregie-
rung  dringt angesichts der Probleme beim 
Aufbau einer umfassenden Altersvorsorge 
für breite Bevölkerungsschichten auf eine 
Reform. Noch vor der Landtagswahl im 
März kommenden Jahres werde Baden-
Württemberg  über den Bundesrat die Bun-
desregierung auffordern, die Voraussetzun-
gen für ein „kostengünstiges, sicheres, trans-
parentes und leistungsstarkes staatlich or-
ganisiertes Standardprodukt“ für den Auf-
bau einer Zusatzrente zu schaffen, teilte das 
Verbraucherschutzministerium in Stuttgart 
unserer Zeitung mit.  „Zahlreiche Angebote 
zur privaten Altersvorsorge sind am Markt, 
aber viele sind zu komplex, die Renditen zu 
gering oder die Kosten zu hoch“, kritisierte 
Peter Hauk (CDU), Verbraucherschutzmi-
nister des Landes.

Die Landesregierung tritt für ein Modell 
ein, das schon vor einigen Jahren entwickelt 
wurde. Es sieht vor, dass Arbeitnehmer zu-

Von Barbara Schäder

Ungezogen
Die Verkehrspolitik bevormundet
Bürger – das kommt nicht gut an.

Kommentar

„Nur eine Minderheit plädiert für den 
Bau neuer Straßen“, sagte Verkehrsminis-
ter Winfried Hermann im vergangenen 
Jahr und sieht seine Politik voll bestätigt. 
Schließlich will er seit jeher die „Domi-
nanz des individuellen Pkw-Verkehrs 
zurückdrängen“ und die Stuttgarter In-
nenstadt autofrei machen. Den meisten 
Bürgern sind reale Verbesserungen ihres 
Alltags aber wichtiger als Visionen, die 
einer Fata Morgana gleichen. Nur neun 
Prozent haben laut einer Umfrage der 
Tageszeitungen in Baden-Württemberg 
den Eindruck, im Land werde ausrei-
chend in Verkehrsinfrastruktur investiert.

Noch vor fünf Jahren war der Anteil der 
Zufriedenen fast dreimal so hoch. Dabei 
bestanden im Südwesten in all der Zeit 
ideale Bedingungen für eine Verkehrs-
politik aus einem Guss. Vom Ministerprä-
sidenten über den Verkehrsminister, vom 
Umweltminister über den Regierungs-
präsidenten bis zum Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt tragen alle maß-
geblichen Akteure die grüne Parteifarbe. 
Grün regiert seit Jahren durch. Deshalb 
kann man  nun niemand anderes für die 
Unzufriedenheit verantwortlich machen.

Fahrverbote und die Sperrung von Spu-
ren zur Erzeugung von Staus sind eher 
politische Ersatzhandlungen als Vorboten 
einer modernden Verkehrspolitik. Die 
passenden Gerichtsurteile hatte man 
einst durch den Verzicht auf Gegenargu-
mente und  Rechtsmittel selbst mit herbei-
geführt. Die meisten Bürger wollen aber 
eine Verkehrspolitik, in der Auto, Bus und 
Bahn nicht gegeneinander ausgespielt 
werden. Sie wollen zwischen alltagstaug-
lichen Alternativen wählen, anstatt wie 
ungezogene Kinder behandelt und immer 
wieder gemaßregelt zu werden.

klaus.koester@stuttgarter-nachrichten.de

Von Klaus Köster

Schlachthöfe: 
Veterinäre  wehren sich
STUTTGART. Tierärzte, die in Schlachthöfen 
unter anderem die Tierschutzauflagen über-
wachen, fordern mehr Personal und vor al-
lem eine bessere Rückendeckung durch die 
vorgesetzten Ämter und auch durch das Ag-
rarministerium. Holger Vogel, der Präsident 
des Bundesverbandes der verbeamteten 
Tierärzte, hält es zudem für notwendig, dass 
jeder Schlachthof einen eigenen Tierschutz-
beauftragten einstellen muss. 

Die Veterinäre reagieren damit auf die 
jüngste Debatte über Tierschutzverstöße in 
den Schlachthöfen Gärtringen (Kreis Böb-
lingen) und Biberach. In heimlichen Auf-
nahmen der Soko Tierschutz war zu sehen, 
dass die Amtstierärzte entweder nicht an-
wesend waren oder bei Verstößen nicht ein-
griffen.  (fal)

Corona-Auflagen
bis 10. Januar 
verlängert
Bayerns Ministerpräsident Söder  droht 
mit noch schärferen Maßnahmen.

BERLIN. Die derzeit geltenden Corona-Auf-
lagen werden bis zum 10. Januar verlängert. 
Darauf verständigten sich Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU) und die Regierungs-
chefs der Länder am Mittwoch, wie Merkel 
in Berlin am Abend mitteilte. Zu den Maß-
nahmen zählen unter anderem strenge Kon-
taktbeschränkungen, Schließungen von 
Gaststätten und Kultureinrichtungen sowie 
Reisebeschränkungen.    Am 4. Januar wolle 
die Runde wieder zusammenkommen, um 
über das weitere Vorgehen zu beraten –  ur-
sprünglich waren die gegenwärtigen Aufla-
gen bis zum 20. Dezember befristet.

Bayerns Ministerpräsident Markus Söder 
sagte: „Wir können diese Situation nicht so 
hinnehmen.“ Es sei „notwendig und richtig, 
den Lockdown zu verlängern bis zum 10. Ja-
nuar“. Söder stellte die Möglichkeit noch 
schärferer Auflagen in Aussicht. Abhängig 
von der Entwicklung müsse überlegt wer-
den, an manchen Stellen „sehr deutlich und 
konsequent tiefer heranzugehen“.  (AFP)

Vor Weihnachten soll es einen 
gemeinsamen Gesetzentwurf geben. 

STUTTGART. Kurz vor Ende der Legislatur-
periode wollen mehrere Fraktionen im ba-
den-württembergischen Landtag noch ein 
Gesetz für ein Lobbyregister durchpauken. 
Noch vor der Weihnachtspause will man 
einen gemeinsamen Gesetzentwurf erarbei-
ten. Darauf einigten sich die Parlamentari-
schen Geschäftsführer von Grünen, CDU, 
SPD und FDP bei einem Gespräch am Mitt-
woch. 

Das Vorhaben ist Teil des grün-schwarzen 
Koalitionsvertrags. Doch bislang war außer 
Gesprächen zwischen den Fraktionsspitzen 
wenig passiert. Man wolle die Gesetzgebung 
im Bund abwarten, hieß es. 

Für Bewegung hat nun offenbar ein Ge-
setzentwurf der SPD gesorgt, den die Frak-
tion vergangene Woche im Landtag ein-
brachte.  Zuvor hatte schon die AfD Anfang 
November in einem Antrag die Änderung 
der Geschäftsordnung vorgeschlagen, um 
ein Lobbyregister einzuführen.

Von Annika Grah
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Eisenmann-Areal in Böblingen verkauft

58 000 Quadratmeter misst das Eisenmann-
Areal an der Tübinger Straße in Böblingen.
Der einstige Hauptsitz des insolventen An-

lagenbauers ist jetzt verkauft worden. Zwei
Bau- und Immobilien-Unternehmen aus Lud-
wigsburg und Weilheim/Teck haben das Ge-

lände erworben und wollen es gemeinsam
mit der Stadt weiterentwickeln – wie genau,
ist noch offen. (Seite 15) Foto: Pflugfelder


